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Die Schaffung des einheitlichen Arbeitsrechts 
nach der Gründung der DDR

Als die erste Verfassung der DDR vom 7. Oktober 1949 
in Art. 18 Abs. 1 den Auftrag aussprach, unter maßgeblicher 
Mitbestimmung der Werktätigen ein einheitliches Arbeits­
recht zu schaffen, konnte sie bereits auf revolutionären 
Errungenschaften aufbauen. Dazu gehörte insbesondere das 
Entstehen von Arbeitsverhältnissen neuen Charakters: 
Arbeitsverhältnissen kameradschaftlicher Zusammenarbeit 
und gegenseitiger Hilfe in den neuen volkseigenen und 
genossenschaftlichen Betrieben. Inhaltliche Leitlinien für 
die Schaffung des einheitlichen Arbeitsrechts ergaben sich 
insbesondere aus den Abschnitten über die Rechte des Bür­
gers (Art. 6 bis 18 der Verfassung) und über die Wirt­
schaftsordnung (Art. 19 bis 29 der Verfassung).

Sichtbarer Ausdruck der Realisierung dieses Verfas­
sungsauftrages war das fundamentale Gesetz der Arbeit zur 
Förderung und Pflege der Arbeitskräfte, zur Steigerung der 
Arbeitsproduktivität und zur weiteren Verbesserung der 
materiellen und kulturellen Lage der Arbeiter und Ange­
stellten vom 19. April 1950 (GBl. Nr. 46 S. 349). Es umspannte 
trotz seines knappen Umfangs von nur 60 Paragraphen 
bereits das gesamte Arbeitsrecht mit Ausnahme der Sozial­
versicherung. In zehn Abschnitten enthielt es grundlegende 
Bestimmungen über das Recht auf Arbeit, das Mitbestim­
mungsrecht der Arbeiter und Angestellten, die Steigerung 
der Arbeitsproduktivität, die Förderung der Aktivisten- 
und Wettbewerbsbewegung, die planmäßige Verwendung 
der Arbeitskräfte, die Heranbildung von fachlichem Nach­
wuchs und beruflich qualifizierten Frauen, den Erholungs­
urlaub, das Kündigungsrecht, den Arbeitsschutz sowie die 
weitere Verbesserung der materiellen und kulturellen Lage 
der Arbeiter und Angestellten.

Noch kein Arbeitsgesetzbuch im eigentlichen Sinne, hatte 
das Gesetz der Arbeit mehr den Charakter eines Rahmen­
gesetzes. Dennoch beruhte auf ihm eine dem erreichten 
gesellschaftlichen Entwicklungsstand angemessene erste 
Keimform der Kodifikation des Arbeitsrechts. Sie bestand 
hauptsächlich außer dem Gesetz der Arbeit selbst aus 
einem systematischen Verordnungswerk, einem planmäßig 
abgeschlossenen Netz von kollektiven normensetzenden 
Verträgen in den Volkswirtschaftszweigen und schließlich 
den betrieblichen arbeitsrechtlichen Normativakten.6 Das 
Gesetz der Arbeit von 1950 brachte das Arbeitsrecht mit 
der Planung der Volkswirtschaft in Einklang und diente 
als wichtiges rechtliches Instrument, um sozialistische 
Arbeitsverhältnisse zu entfalten.

Das GBA von 1961 — Ausdruck des Sieges 
der sozialistischen Produktionsverhältnisse * V.

Nach dem Sieg der sozialistischen Produktionsverhältnisse 
wurde eine höhere Stufe der Entwicklung der Arbeitsge­
setzgebung möglich und erforderlich. Auf Beschluß des
V. Parteitages der SED (Juli 1958) wurde das erste Arbeits­
gesetzbuch unserer Republik ausgearbeitet. Nach einer 
öffentlichen Diskussion, an der die Mehrzahl aller Arbeiter 
und Angestellten teilgenommen hatte, wurde das Gesetz­
buch der Arbeit (GBA) am 12. April 1961 von der Volks­
kammer verabschiedet (GBl. I Nr. 5 S. 27). Es stellte den 
ersten umfassenden Kodex auf dem Gebiet des Arbeits­
rechts dar und regelte die Arbeitsverhältnisse der Arbeiter- 
und Angestellten nach den Prinzipien der sozialistischen 
Organisation der Arbeit systematisch und in sich geschlos­
sen. Der Gesetzestext umfaßte 156 Paragraphen.

Das GBA berücksichtigte die Dynamik der gesellschaft­
lichen Entwicklung, indem es die notwendige Konkretheit 
der einzelnen arbeitsrechtlichen Institutionen mit der Fest­
legung der Entwicklungsrichtung und der daraus resultie­
renden Aufgaben für die nächsten Jahre verband. Das 
Gesetz bewährte sich während mehr als anderthalb Jahr­

zehnten bei der Festigung der sozialistischen Arbeitsver­
hältnisse der Arbeiter und Angestellten in den Jahren des 
umfassenden Aufbaus des Sozialismus und der beginnenden 
Gestaltung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft. Es 
förderte die Entfaltung der sozialistischen Demokratie bei 
der Leitung der Arbeitsverhältnisse, die soziale Geborgen­
heit der Werktätigen in der sozialistischen Gesellschaft und 
die stete Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingun­
gen.

Das GBA bestimmte Profil und Wachstum des gesamten 
sozialistischen Arbeitsrechts einschließlich der Sozialver­
sicherung in den sechziger Jahren und in der ersten Hälfte 
der siebziger Jahre. Wichtige Festlegungen zur Verbesse­
rung der Arbeits- und Lebensbedingungen wurden dabei 
auf der Grundlage des vom VIII. Parteitag der SED 
(Juni 1971) beschlossenen sozialpolitischen Programms und 
der danach ergangenen Gemeinsamen Beschlüsse des Polit­
büros des Zentralkomitees der SED, des Ministerrates der 
DDR und des Bundesvorstandes des FDGB vom 27. April 
1972, vom 25. September 1973 und vom 29. April 1974 über 
weitere Maßnahmen zur Durchführung des sozialpoliti­
schen Programms getroffen. Wegen der Fülle der in diesem 
Zeitraum ergangenen Regelungen auf unterschiedlichen 
Gebieten der Arbeitsbedingungen können hier nur einige, 
sozialpolitisch besonders bedeutsame erwähnt werden.

Die durchgängige 5-Tage-Arbeitswoche wurde ab
28. August 1967 eingeführt, nachdem bereits ab 9. April 1966 
jede zweite Woche zur'5-Tage-Arbeitswoche geworden war. 
Für erwachsene Werktätige, deren wöchentliche Arbeitszeit 
seit 1966 45 Stunden betrug, wurde sie 1967 weiter auf 
43 3/4 Stunden und für Werktätige, die ständig im Drei­
schicht- oder durchgehenden Schichtsystem arbeiteten, auf 
42 Stunden (vorher 44 Stunden) im Wochendurchschnitt 
verkürzt (vgl. VO vom 22. Dezember 1965 [GBl. II Nr. 134
S. 897] und VO vom 3. Mai 1967 [GBl. II Nr. 38 S. 237]). Das 
hatte starke soziale Auswirkungen.

Auch die Arbeitsbedingungen für werktätige Mütter 
wurden weiter verbessert. Der Schwangerschafts- und 
Wochenurlaub wurde von insgesamt 11 Wochen — wie er 
durch § 46 des Gesetzes der Arbeit von 1950 festgelegt war 
(vgl. auch § 10 MKSchG vom 27. September 1950 [GBl. 
Nr. Ill S. 1037] und §34 SVO vom 21. Dezember 1961 
[GBl. II Nr. 83 S. 533]) - im Jahre 1963 auf 14 Wochen (VO 
vom 5. September 1963 [GBl. II Nr. 82 S. 636]), 1974 auf 
18 Wochen (§ 41 SVO vom 14. November 1974 [GBl. I Nr. 5&
S. 531]) und schließlich 1976 auf insgesamt 26 Wochen (VO 
vom 27. Mai 1976 [GBl. I Nr. 19 S. 269]) verlängert

Ein über dem Grundurlaub liegender Mindesturlaub 
wurde eingeführt und zunächst auf 15 Werktage (VO vom
3. Mai 1967 [GBl. II Nr. 39 S. 253]), später auf 18 Werktage 
festgesetzt (VO vom 12. September 1974 [GBl. I Nr. 51 
S. 478]).

Im gleichen Zeitraum konnten die Leistungen bei vor­
übergehender Arbeitsunfähigkeit erhöht, die freiwillige 
Zusatzrentenversicherung eingeführt und das Rentenrecht 
grundlegend neu gestaltet werden.7-

Die immer stärkere Nutzung des wissenschaftlich-tech­
nischen Fortschritts und die zunehmende Rationalisierung 
erforderten Regelungen, die die Interessen der davon be­
troffenen Werktätigen mit den gesamtgesellschaftlichen 
Erfordernissen in Einklang brachten. Hierzu wurden Vor­
schriften geschaffen, die die Werktätigen bei Rationalisie­
rungsmaßnahmen sozial voll sicherstellten und zum ersten 
Mal das neue Rechtsinstitut des Überleitungsvertrages (zu­
nächst Dreiecksvertrag) einschlossen.8

Das AGB von 1977 — Instrument zur weiteren Gestaltung 
der entwickelten sozialistischen Gesellschaft

Das vom IX. Parteitag (Mai 1976) beschlossene Programm 
der SED gibt die zukünftige Richtung an, in der die Ar­
beitsverhältnisse der Arbeiter und Angestellten planmäßig


